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Schwedens Politik zur Gewährleistung der Daseinsvorsorge am 
Beispiel Jämtlands 

FRANZISKA JUNGERMANN

Zusammenfassung
Die nordschwedische Provinz Jämtland zählt zu den am 
dünnsten besiedelten Regionen Europas und ist aufgrund 
ihrer ländlich-peripheren Prägung und einer dispersen 
Siedlungsstruktur in besonderer Weise gefordert, adäquate 
Daseinsvorsorgeangebote aufrechtzuerhalten. Im Rahmen 
einer empirischen Studie wurden die Kinder- und Altenbetreu-
ung sowie die Erwachsenenbildung exemplarisch in der 
Provinz Jämtland dahingehend analysiert, wie die Angebote in 
diesen Bereichen organisiert sind, wie sich der demogra ische 
Wandel auf das Angebot auswirkt und ob Anpassungsprozesse 
zu beobachten sind. Es zeigte sich, dass es zwar ein deutliches 
Bewusstsein für die mit dem demogra ischen Wandel verbun-
denen Probleme seitens der lokalen Akteure gibt, dass bisher 
jedoch noch nicht von expliziten Anpassungsprozessen 
gesprochen werden kann. 

Schweden, Daseinsvorsorge, demogra ischer Wandel, ländliche Räu-
me, soziale Infrastruktur

Abstract
Sweden’s Policy for Guaranteeing Service Provision 
Based on the Example of Jämtland County
The northern Swedish Jämtland county is among the most 
sparsely populated regions in Europe. Due to its rural/peripheral 
character and a dispersive settlement structure, it is particularly 
called upon to maintain adequate service provision. An empirical 
study analysed the provisions of services of general interest for 
children and elderly persons and adult education in the Country 
of Jämtland to discover how the various types of services of 
general interest are organised in this area, what effect the 
demographic change has on the provision of these services and 
whether any adjustment processes can be observed. It became 
apparent that the local players have a clear awareness of the 
problems related to the demographic change, although to date 
on e cannot speak of explicit adjustment processes.

Sweden, services of general interest, demographic change, rural area, 
social infrastructure  

Einleitung
Schweden gehört mit 22 Einwohnern/km² 
zu den am dünnsten besiedelten Ländern 
in der Europäischen Union. In den drei 
nördlichsten Provinzen Jämtland, Väster-
botten und Norrbotten ist die Situation 
besonders zugespitzt. Hier liegt die Be-
völkerungsdichte bei gerade einmal 3 bis 
5 Einwohnern/km². Gleichzeitig weist die 
Bevölkerungsverteilung eine hohe Dis-
persität auf. Die Gewährleistung von Da-
seinsvorsorgeleistungen stellt vor diesem 
Hintergrund eine große Herausforderung 
dar. Durch die geringe Bevölkerungsdich-
te sind einerseits wirtschaftliche Tragfä-
higkeitsgrenzen schnell erreicht und an-
dererseits die qualitativen Mindeststan-
dards von Angeboten gefährdet. 

Demgegenüber steht die 2007 postulier-
te schwedische Regionale Wachstumspo-
litik mit dem übergeordneten Ziel, eine 
dynamische Entwicklung in allen Teilen 
des Landes mithilfe gesteigerten lokalen 
und regionalen Wettbewerbs zu errei-
chen. In einem Unterziel ist die Forde-
rung nach guter Erreichbarkeit von ge-
werblichen und öffentlichen Dienstleis-
tungen für Bürger und Unternehmen in 
allen Regionen formuliert (M   
E , E   C -

 S  2007). Dies schließt also 
explizit dünn besiedelte und ländliche 
Räume ein, in denen seit jeher die Nach-
frage nach öffentlichen und privaten Gü-
tern die kritische Größe ist. Die Versor-
gung mit öffentlichen und kommerziellen 

Daseinsvorsorgeleistungen obliegt in 
Schweden zu einem großen Teil der loka-
len und regionalen Ebene. Vor allem den 
Gemeinden kommt eine Schlüsselpositi-
on zu. In Anbetracht aktueller demogra-
isch bedingter Wandlungsprozesse se-

hen sie sich allerdings vor immer größe-
ren Problemen, das Angebot von 
Daseinsvorsorgeleistungen adäquat zu 
gestalten. Die dünn besiedelten Gebiete 
im Inland Nordschwedens sind charakte-
risiert durch geringe Geburtenraten und 
eine alternde Bevölkerung sowie eine 
verstärkte Abwanderung junger Men-
schen (R  et al. 2008). 

Im Rahmen einer Masterarbeit standen 
daher Fragen zum Angebot von Daseins-
vorsorgeleistungen im Fokus der Auf-
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merksamkeit. Anhand einer Fallstudie in 
der nordschwedischen Provinz Jämtland 
sollte aufgezeigt werden, wie die Daseins-
vorsorge am Beispiel von Kinderbetreu-
ung, Altenbetreuung und Erwachsenen-
bildung in dünn besiedelten Gebieten or-
ganisiert ist, wie sich der demogra ische 
Wandel darauf auswirkt und ob es ent-
sprechende Anpassungsprozesse gibt. 

De initionen und Forschungsfragen
In Schweden gibt es verschiedene De ini-
tionsansätze zu ländlichen Räumen. Die-
ser Arbeit liegen die De initionen des frü-
heren ‚Glesbygdsverket‘ (Amt für Land-
entwicklung) zugrunde. Angelehnt an 
den schwedischen Sprachgebrauch wer-
den dünn besiedelte ländliche Gebiete 
(glesbygder) von stadtnahen ländlichen 
Gebieten (tätortsnära landsbygder) und 
städtischen Gebieten (tätorter – dicht be-
baute Orte, „Dichtorte“) mit 3.000 Ein-
wohnern und mehr unterschieden. Durch 
die Integration von Aspekten der Erreich-
barkeit von Dienstleistungen ergibt sich 
die Verbindung zur Regionalen Wachs-
tumspolitik Schwedens. Denn „Dichtorte“ 
werden als Hauptanbieter von Dienstleis-
tungen des täglichen Bedarfs und von Ar-
beitsplätzen angesehen und dienten dem 
‚Glesbygdsverket’ deswegen als Bezugs-
größe zur De inition der weiteren Raum-
kategorien (G  2005a). 
Demnach umfassen dünn besiedelte Ge-
biete alle Regionen, von denen aus mehr 
als 45 Minuten Reisezeit investiert wer-
den müssen, um den nächstgelegenen 
größeren Ort zu erreichen. Im Vergleich 
dazu werden in stadtnahen ländlichen 
Räumen nur 5 bis 45 Minuten Reisezeit 
benötigt. Nach dieser De inition be inden 
sich dünn besiedelte Gebiete vor allem im 
nördlichen schwedischen Inland (Abb. 1), 
unter anderem in der Provinz Jämtland, 
in der die dem Artikel zugrundeliegende 
Fallstudie durchgeführt wurde. 

Im Mittelpunkt der Fallstudie steht die 
Frage nach Daseinsvorsorgeleistungen 
und wie sie im Kontext dünn besiedelter 
Gebiete in Schweden und im Kontext des 
demogra ischen Wandels erbracht wer-
den (Abb. 2). In Anlehnung an die Termi-
nologie der Europäischen Union wird der 

Begriff Daseinsvorsorge mit Dienstleis-
tungen von allgemeinem Interesse gleich-
gesetzt, so dass „er sich sowohl auf die 
marktbezogenen als auch die nichtmarkt-

bezogenen Dienstleistungen bezieht, die 
von staatlichen Stellen im Interesse der 
Allgemeinheit erbracht und von ihnen da-
her mit spezi ischen Gemeinwohlver-

Abb. 1: Raumkategorien in Schweden
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p lichtungen verknüpft werden“ (E -
 K  2004, S. 27). Dies 

umfasst sowohl die technische (z.B. An-
gebot von Wasser, Energie und Abfallbe-
seitigung) als auch die soziale Infrastruk-
tur (z.B. Kinder- und Altenbetreuung), 
aber auch kommerzielle Dienstleistun-
gen (z.B. Einzelhandel). Der vorliegende 
Artikel ist auf die soziale Infrastruktur 
fokussiert und befasst sich mit den Be-
reichen Kinderbetreuung und Altenbe-
treuung sowie mit Angeboten der Er-
wachsenenbildung. Die ersten beiden In-
teressensgebiete zielen auf den Umstand, 
dass eine stetig abnehmende Geburten-
rate zu geringerer Nachfrage von Kinder-
betreuungsangeboten führt, während die 
Nachfrage nach Betreuungsmöglichkei-
ten für Ältere zunimmt. Um adäquat auf 
diese Verschiebung reagieren zu können, 
ist große Kreativität seitens der Akteure 
der kommunalen Ebene gefordert. Darü-
ber hinaus wird es durch den erwarteten 
Fachkräftemangel immer bedeutender, 
das Konzept des lebenslangen Lernens 
konsequent umzusetzen und somit der 
Bevölkerung dünn besiedelter Gebiete 
auf längere Sicht eine beru liche Perspek-
tive zu bieten. Erwachsenenbildung spielt 
in diesem Zusammenhang eine entschei-
dende Rolle. Hinsichtlich der genannten 
Untersuchungsfelder sollen folgende Fra-
gen beantwortet werden:
• Wie wird das Angebot von öffentlicher 

Daseinsvorsorge in dünn besiedelten 
Gebieten Schwedens organisiert? Was 
sind die Erfahrungen auf lokaler bzw. 
regionaler Ebene?

• Was impliziert der demogra ische 
Wandel? Gibt es Anpassungsprozesse 
bezüglich der damit verbundenen He-
rausforderungen?

Methodik
Die in einem ersten Schritt gesichtete Li-
teratur gab zum Themenkomplex einen 
guten Überblick, konnte aber nur zum 
Teil für detailliertere Analysen der auf 
der lokalen Ebene geleisteten Daseins-
vorsorge genutzt werden. Ergänzend zu 
den Studien von L  (2004a, 2004b) 
zur Entwicklung des Lebensmitteleinzel-
handels in Schweden und insbesondere 

in Västerbotten, sollten deshalb eigene 
Daten auf lokaler Ebene für eine weitere 
ausgewählte Region erhoben werden. Ne-
ben dem Angebot des Lebensmitteleinzel-
handels, auf das in diesem Artikel nicht 
näher eingegangen wird, waren öffentli-
che Daseinsvorsorgeleistungen Gegen-
stand der Studie (Abb. 2). Als Grundlage 
für die Fallstudie wurde die Provinz Jämt-
land ausgewählt, weil sie aufgrund ihrer 
demogra ischen und altersstrukturellen 
Merkmale von B   und M  (2006) 
zu den Regionen mit langfristiger 
Schrumpfung gezählt wird (Tab. 1). Au-
ßerdem repräsentiert Jämtland einerseits 
den dünn besiedelten Norden Schwedens 
und hat andererseits im Gegensatz zu 
den beiden anderen nördlichen Provin-
zen Västerbotten und Norrbotten keinen 
Anteil an der prosperierenden Ostseeküs-
te (Abb. 3). Die Einwohnerdichte Jämt-
lands liegt bei durchschnittlich 3 Einwoh-
nern/km², wobei die Bevölkerung relativ 
gleichmäßig über die ganze Provinz ver-
teilt ist. Dementsprechend besteht die 
Herausforderung, ein ausreichendes Da-
seinsvorsorgeangebot in der gesamten 
Fläche der Region aufrecht zu erhalten. 

Die Rahmenbedingungen für Daseins-
vorsorgeleistungen im Bereich Kinder- 
und Altenbetreuung sowie Erwachse-
nenbildung sind durch die nationale Ge-
setzgebung vorgegeben, so dass die 
Ergebnisse aus der Fallstudie für Schwe-

den generealisiert werden können. Zur 
Datengewinnung wurden leitfadenge-
stützte Interviews mit den jeweiligen 
Experten in den einzelnen Gemeinden 
durchgeführt. Sie dienten nicht nur der 
Sammlung von Informationen, sondern 
gleichzeitig der Überprüfung der Aussa-

Abb. 2: Aufbau der Studie

Tab. 1: Bevölkerungsveränderung und Altersstruktur in den Gemeinden der Provinz 
Jämtland



74

Schwedens Politik zur Gewährleistung der Daseinsvorsorge am Beispiel Jämtlands  |  Europa Regional 18 (2010) 2-3

gen der übrigen Interviewpartner. Die 
Ergebnisse werden dadurch verlässli-
cher und erlauben Generalisierungen 
(Y  2003). Als Experten wurden Leiter 

und Mitarbeiter der Fachbereiche Kin-
derbetreuung, Altenbetreuung sowie Bil-
dung in den jeweiligen kommunalen Ver-
waltungen befragt. Insgesamt wurden 

17 Interviews vor Ort bzw. telefonisch im 
Sommer 2008 durchgeführt. Die Exper-
ten sollten einen Überblick über die ak-
tuelle Situation geben und über ihre Er-
fahrungen mit Leistungen der Daseins-
vorsorge im Zusammenhang mit dem 
demogra ischen Wandel berichten. Die 
Auswertung der aufgenommenen und 
transkribierten Interviews erfolgte mit-
hilfe der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
M  (2002). Für die Interpretation 
der Ergebnisse wurden kommunale, re-
gionale und nationale Dokumente und 
Studien herangezogen.

Ergebnisse
Die Provinz Jämtland sieht sich seit Jahr-
zehnten mit der Problematik des demo-
gra ischen Wandels konfrontiert, gekenn-
zeichnet durch schrumpfende und altern-
de Bevölkerung, unterbrochen von einer 
Periode leichten Bevölkerungswachs-
tums (Abb. 4). In den 1950er und 1960er 
Jahren bewirkten der Strukturwandel in 
Forst- und Landwirtschaft und der damit 
verbundene Wegfall von Arbeitsplätzen 
eine deutliche Bevölkerungsabnahme 
aufgrund anhaltender Abwanderung. Im 
Laufe der 1970er Jahre bis Anfang der 
1990er Jahre wurde diese Negativent-
wicklung durch politische Maßnahmen 
gestoppt und konnte in einen Positiv-
trend umgekehrt werden. Besonders die 
Neuansiedlung von Einrichtungen des öf-
fentlichen Sektors induzierte Zuwande-
rungen, vor allem von Personen im Fami-
liengründungsalter, was eine steigende 

Abb. 3: Die Gemeinden der Provinz Jämtland

Abb. 4: Bevölkerungsentwicklung in der 
Provinz Jämtland, 1950-2007
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Geburtenrate nach sich zog (L -
 J   2003). Seit 1995 geht 

die Einwohnerzahl Jämtlands jedoch kon-
tinuierlich zurück (E  2009). 
Das ist die Folge einer negativen natürli-
chen Bevölkerungsentwicklung, die nicht 
mehr durch positive Nettomigration aus-
geglichen wird, sondern eher durch Ab-
wanderung verstärkt wird. Dies hat un-
mittelbare Auswirkungen auf die Alters-
struktur Jämtlands und damit auch auf 
die entsprechenden Daseinsvorsorgean-
gebote (R  et al. 2008). In vielen Re-
gionen der Provinz liegen die Kinderzah-
len seit Jahren an der unteren Grenze für 
die Tragfähigkeit von Kindertagesstätten 
und Schulen. Diese Situation wird sich in 
den nächsten Jahren weiter verschärfen. 
Gleichzeitig steigt der Anteil Älterer, die, 
bedingt durch einen Anstieg der Lebens-
erwartung, immer häu iger auf Unterstüt-
zungs- und Betreuungsleistungen ange-
wiesen sind. Wie sich die Situation der 
Daseinsvorsorgeleistung vor diesem Hin-
tergrund gestaltet und welche weiteren 
Herausforderungen sich durch den de-
mogra ischen Wandel ergeben, ist nach-
folgend für die Bereiche Kinder- und Al-
tenbetreuung sowie Erwachsenenbildung 
dargestellt. 

Kinderbetreuung
In Schweden wird Kinderbetreuung nor-
malerweise entweder in kommunal ge-
führten Kindertagesstätten (daghem) 
oder durch Tagesmütter (familjedaghem) 
angeboten. Letztgenannte sind dabei den 
kommunalen Kindertagesstätten (Kitas) 
gleichgestellt, d.h. sie werden mit den 
gleichen inanziellen Mitteln pro Kind 
ausgestattet. Kinderbetreuung wird in 
Schweden durch kommunale Steuern, Ge-
bühren und nationale Subventionen i-
nanziert, wobei in der Gemeinde Berg 
(Jämtland) beispielsweise die Elternbei-
träge 7 % der Finanzierung ausmachen 
und Steuern 93 %. Der Elternbeitrag ist 
durch das Maxtaxa-System gedeckelt, das 
den Maximalbeitrag pro Kind schweden-
weit festlegt. Dadurch fehlende Beiträge 
werden durch nationale Subventionen 
abgefangen (S  2009). Durch 
umfangreiche Dezentralisierungsprozes-

se seit Beginn der 1990er Jahre haben 
sich die Möglichkeiten für private Anbie-
ter von Kinderbetreuung kontinuierlich 
erweitert. Im Zuge dessen sind verbreitet 
Eltern-Kooperativen entstanden, die vie-
lerorts die Schließung von Kitas abwen-
den konnten (W  2009, S. 44). 
Der Status von Kooperativen bedeutet, 
dass sich die Nutzer gleichzeitig auch für 
das Angebot der jeweiligen Dienstleis-
tung verantwortlich zeichnen. Im konkre-
ten Fall einer Eltern-Kooperative stellen 
also Eltern die Erzieher und Vorschulleh-
rer für die pädagogische Betreuung der 
Kinder ein und organisieren mit diesen 
gemeinsam die übrigen anfallenden Auf-
gaben. Entsprechend positiv ist die Be-
wertung seitens der kommunalen Vertre-
ter. Die Gemeinden pro itieren von den 
zusätzlich geschaffenen Plätzen, ohne die 
dafür notwendigen Kosten tragen zu 
müssen. Denn sie sind frei in ihrer Ent-
scheidung, ob sie den Kooperativen die 
inanziellen Aufwendungen pro Kind ent-

schädigen wollen oder nicht. In der un-
tersuchten Fallstudie wird der Ansatz der 
Gleichbehandlung parallel zu den kom-
munalen Kitas und Tagesmüttern verfolgt 
(H   2008 und W -

 2009). Allerdings gibt es eine 
Schere zwischen der hohen Wertschät-
zung dieser Eltern-Kooperativen seitens 
der Experten und der tatsächlichen An-
zahl solcher Einrichtungen in der Pro-
vinz Jämtland. Gleichwohl stellen sie 
eine interessante Alternative zu den tra-
ditionellen Kinderbetreuungsangeboten 
dar, weil El tern-Kooperativen auch bei 
geringeren Kinderzahlen unterhalten 
werden können als es beispielsweise 
Kommunen leisten könnten. Ähnlich ver-
hält es sich mit den bereits angesproche-
nen Tagesmüttern. Sie betreuen ebenfalls 
kleinere Gruppen als es in Kitas der Fall 
ist und wären damit eine lohnende Wahl 
vor allem in dünn besiedelten Gebieten. 
In der Praxis zeigt sich jedoch, dass sie 
hauptsächlich in verstädterten Räumen 
anzutreffen sind, wo sie zu einem lexib-
leren Angebot für Berufstätige beitragen. 
Beide Ansätze (Eltern-Kooperative, Ta-
gesmutter) sind einerseits also gerade 
vor dem Hintergrund  des Rückgangs der 

Kinderzahlen bedeutende Wahlmöglich-
keiten. Andererseits besteht die Gefahr, 
dass sich die Kommunen zu sehr aus der 
Kinderbetreuung zurückziehen und pri-
vaten Anbietern das Feld überlassen, weil 
sie dadurch mindestens die Kosten für 
die Gebäudeunterhaltung einsparen.

Durch Veränderungen in der Rahmen-
gesetzgebung (M  A  
A  1997) besteht seit 1997 die Möglich-
keit, inter-kommunale Kooperationen zur 
Gewährleistung von gemeindlichen Auf-
gaben zu nutzen (M  u. A  2000). 
In der Provinz Jämtland spielen solche 
Kooperationsmöglichkeiten in der Kin-
derbetreuung jedoch noch keine signi i-
kante Rolle. Lediglich die Gemeinde 
Strömsund kooperiert mit den Kommu-
nen Östersund und Dorotea (Provinz Väs-
terbotten). Dadurch vergrößert sich für 
die Familien nicht nur das Angebot, son-
dern die Distanzen zur nächsten Einrich-
tung werden auch kürzer. Die Gemeinden 
pro itieren ebenfalls von inter-kommu-
nalen Kooperationen, da sie gemeinsame 
Ressourcen nutzen und die Versorgung 
mit Kinderbetreuungsplätzen besser ko-
ordinieren können. Eine weitere Varian-
te zur Aufrechterhaltung des Angebots 
bei gleichzeitiger Optimierung der Unter-
haltungskosten besteht in der Kombina-
tion von Kinder- und Altenbetreuung 
(Heim, betreutes Wohnen) in einem Ge-
bäude. Diese Möglichkeit wird vor allem 
in den Gemeinden Åre und Berg genutzt 
und nach anfänglicher Skepsis sehr gut 
angenommen. Ursprünglich war es eine 
Reaktion auf sinkende Kinderzahlen und 
steigende Nachfrage im Bereich von Al-
tenheimplätzen. Inzwischen hat sich ge-
zeigt, dass es auch positive Nebeneffekte 
für die Älteren und für die Kinder auf-
grund des regelmäßigen Kontakts zuein-
ander gibt (W  2009). Abschlie-
ßend lässt sich festhalten, dass manche 
Angebote der Kinderbetreuung durchaus 
Potenziale aufweisen, um lexibel auf die 
Herausforderungen des demogra ischen 
Wandels zu reagieren – auch wenn sie 
kein konkretes Ergebnis von Anpassungs-
prozessen sind. Die Ausnutzung des kom-
pletten Spektrums von inter-kommuna-
ler Kooperation, verbesserter Zusam-
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menarbeit mit Eltern-Kooperativen, 
kombinierter Gebäudenutzung und dem 
Angebot von Tagesmüttern ist die richti-
ge Antwort auf die demogra isch beding-
ten sinkenden Kinderzahlen.  

Altenbetreuung
In Schweden gibt es zwei Varianten zur 
Altenbetreuung: in Altenheimen oder zu 
Hause. Die Wahlmöglichkeit liegt haupt-
sächlich bei den Nutzern selbst, da die 
Kommunen einem nationalen Prinzip fol-
gen müssen. Demnach wird Senioren das 
Entscheidungsrecht eingeräumt, ob bzw. 
wie lange sie selbstständig zu Hause 
wohnen bleiben möchten (M   
H   S  A  2007, S. 3). 
Damit dies auch durchführbar ist, sind 
Kommunen dazu verp lichtet Hausdiens-
te, also Hilfestellungen für Putzen, Ko-
chen, Waschen und persönliche P lege so-
wie Einkaufsdienste, zu gewährleisten. In 
Kombination mit der nationalen Bestim-
mung, diese Dienste für alle Menschen in 
gleichem Maß unabhängig von ihrem 
Wohnort oder ihrer Kau kraft anzubieten 
(S  2008, S. 4), können 
auch Ältere in dünn besiedelten Gebieten 
ihr Leben gestalten. Allerdings geschieht 
dies unter Umständen um den Preis der 
Überalterung dieser Regionen, und auch 
die damit verbundenen Kosten sind auf-
grund der beträchtlichen Distanzen teil-
weise enorm. Ein Interviewpartner gab 
beispielsweise an, dass in der Gemeinde 
Berg täglich bis zu 400 oder sogar 500 km 
Wegstrecke durch das P legepersonal zu-
rückzulegen sind (W  2009, 
S. 54). In den Interviews machten alle Ex-
perten deutlich, dass sie ein gesteigertes 
Interesse seitens der Bevölkerung an den 
Hausdiensten wahrnehmen. Während bei 
dieser Art der häuslichen Betreuung die 
Fahrt- und Personalkosten die entschei-
denden Faktoren sind, zeigen sich bei der 
Bereitstellung von Altenheimplätzen die 
Gebäudeunterhaltungskosten als die kri-
tischen. In einigen Gemeinden Jämtlands 
übersteigt die Nachfrage nach Heimplät-
zen das Angebot deutlich, jedoch kann 
aufgrund der geringen inanziellen Spiel-
räume nicht durch Neubau adäquat dar-
auf reagiert werden. Eine kurzfristig zu 

realisierende Lösung ist die schon er-
wähnte Doppelnutzung von Gebäuden für 
Kinder- und Altenbetreuung. Gleichwohl 
besteht das beschriebene Problem 
schwedenweit seit Mitte der 1990er Jah-
re und bedarf einer längerfristigen Lö-
sung. In dieser Zeit wurde die Altenbe-
treuung von der Ebene der Provinzialver-
waltung auf die Kommunen verlagert, die 
allerdings nicht in gleichem Maße mit 
den inanziellen Mitteln ausgestattet 
wurden. Ein zu beobachtender Effekt war 
der kontinuierliche Abbau von Alten-
heimplätzen, dem die schwedische Regie-
rung entgegentreten wollte. Seit 2007 
gibt es zusätzliche nationale Beihilfen, 
um die Gemeinden beim Um- und Ausbau 
der benötigten baulichen Infrastruktur 
zu unterstützen. Grundsätzlich wird der 
Großteil der Kosten für Altenbetreuung 
über kommunale Steuern abgedeckt. Au-
ßerdem gibt es nationale Subventionen 
und  Ältere zahlen eine Nutzungsgebühr, 
die ähnlich wie bei der Kinderbetreuung 
durch das Maxtaxa-System in ihrem Ma-
ximalbeitrag gedeckelt ist. Genauso ver-
hält es sich auch, wenn sich Ältere dafür 
entscheiden, die Leistungen eines priva-
ten Anbieters in Anspruch zu nehmen. 
Kommunen müssen dann in gleichem 
Umfang die Kosten pro Kopf übernehmen 
und dem privaten Träger zukommen las-
sen, wie sie für selbst erbrachte Leistun-
gen in diesem Bereich aufwenden (S -

 2008). Für die Gemeinden 
stellen Privatanbieter also eine Chance 
dar, weil sie helfen könnten, die Infra-
struktur für Altenbetreuung zu erhöhen, 
ohne dass die Gebäudeunterhaltungskos-
ten auf die kommunale Ebene zukommen 
würden.

Im Bereich der Altenbetreuung konn-
ten keine konkreten Anpassungsprozes-
se im Hinblick auf den demogra ischen 
Wandel ausgemacht werden. Dennoch ist 
diese Problematik schon tief im Bewusst-
sein der Akteure verankert, vor allem be-
züglich des erwarteten Fachkräfteman-
gels. Denn in der Bereitstellung adäqua-
ter Altenbetreuung ist quali iziertes 
Fachpersonal ein entscheidender Faktor. 
In den kommenden Jahren wird ein gro-
ßer Anteil von in diesem Bereich arbei-

tenden Angestellten in den Ruhestand ge-
hen, während die Nachfrage kontinuier-
lich steigt. Der nächste demogra ische 
Höhepunkt wird im Jahr 2020 und da-
nach erwartet, wenn die Nachkriegsge-
neration 80 Jahre und älter ist (S -

 2008, S. 11). Ein weiteres 
Problem in diesem Zusammenhang ist 
die fehlende Bereitschaft der Jüngeren, 
entsprechende Berufe zu ergreifen. Hier 
sehen alle interviewten Experten drin-
genden Handlungsbedarf (W -

 2009).

Erwachsenenbildung
Im Vergleich zum schwedischen Durch-
schnitt gibt es in Jämtland einen sehr ho-
hen Anteil von Menschen mit einem 
gymnasialen Bildungsabschluss. Dem-
gegenüber steht ein vergleichsweise 
unter durchschnittlicher Anteil von Bil-
dungsabschlüssen über diesem Niveau 
(W  2009). Daher erstaunt es 
nicht, dass die Bemühungen diesen Um-
stand zu ändern, ambitioniert vorange-
trieben werden. Insbesondere weil qua-
li iziertes Fachpersonal schon jetzt von 
den lokalen Unternehmen oder dem öf-
fentlichen Sektor nachgefragt wird und 
sich die Situation in den kommenden Jah-
ren aufgrund von Pensionierungen noch 
verschärfen wird. Geänderte Arbeits-
marktbedingungen tragen ebenfalls dazu 
bei, dass weiterführende Quali ikationen 
oder Umschulungen erforderlich sind. So 
ist beispielsweise der Tourismus in Jämt-
land ein stetig wachsender Sektor, der 
speziell ausgebildetes Personal verlangt. 
In diesem Zusammenhang stehen die 
2001 schwedenweit gegründeten Lern-
zentren (Lärcentra), die den Zugang zu 
weiterführender und höherer Bildung 
verbessern sollen. Von Beginn an waren 
die Kommunen verantwortlich für die Or-
ganisation der Lernzentren und bis 2005 
erhielten sie dafür inanzielle Mittel aus 
dem Europäischen Strukturfonds (K -

 J   2007). 
Die Aufgaben von Lernzentren verteilen 
sich auf drei Bereiche. Sie sollen als Mo-
tor der Regionalentwicklung funktionie-
ren, indem sie eng mit lokalen und regi-
onalen Unternehmen kooperieren und 
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bei Bedarf gezielte Weiterbildungslehr-
gänge mit diesen konzipieren. Als zwei-
tes sind sie Makler für Bildungsangebote, 
d.h. sie helfen bei der Auswahl der geeig-
neten Fortbildung und zeigen die ver-
schiedenen Zugangsmöglichkeiten auf 
(Distanz- oder Präsenzkurse, Abendschu-
le). Als drittes fungieren Lernzentren als 
Treffpunkt, denn sie sind nicht nur per-
sonell für die Beratung ausgestattet, son-
dern auch technisch für die Inanspruch-
nahme von Distanzkursen. Konkret be-
deutet das, dass man in ein Lernzentrum 
gehen kann und dort schnelle Internet-
verbindungen oder Einrichtungen für Vi-
deokonferenzen nutzen kann und sich so-
mit national und international vernetzen 
kann. Ferner sind Treffen von regionalen 
Lerngruppen damit intendiert (W -

 2009).
Lernzentren sind ein gutes Beispiel, 

wie Gemeinden ihr Angebot von Daseins-
vorsorge ausdehnen können, um die Be-
dürfnisse der Bevölkerung und Unterneh-
men zu befriedigen und damit einen Bei-
trag zur Regionalentwicklung zu leisten. 
Der Au bau von Lernzentren erfolgt frei-
willig, denn er ist nicht per Gesetz vorge-
sehen. Die anfänglichen Schwierigkeiten 
konnten inzwischen weitestgehend be-
seitigt werden. In den meisten Fällen re-
sultierten sie aus unzureichender Kom-
munikation der Ziele und Aufgaben von 
Lernzentren, so dass sie oftmals missver-
standen und als Konkurrenz zu den be-
stehenden Weiterbildungsmöglichkeiten 
gesehen wurden. Dies ist jedoch nicht der 
Fall, im Gegenteil. In ihrer Funktion als 
Makler sollen sie vielmehr dafür sorgen, 
dass die kommunalen, universitären und 
privaten Angebote genügend bekannt ge-
macht und genutzt werden. Lernzentren 
sind erste Ansprechpartner, wenn der 
Wunsch zu Fort- oder Ausbildung be-
steht. Gerade in dünn besiedelten Gebie-
ten könnten sie dazu beitragen, durch ih-
ren Service die Bevölkerung in der Regi-
on zu halten. An dieser Chance sollten 
sich die Gemeinden in Zukunft orientie-
ren, denn in der Praxis sieht es bisher so 
aus, dass Lernzentren vor allem in den 
größeren Städten lokalisiert sind. Ein he-
rausragendes Beispiel im Hinblick auf 

Studienmöglichkeiten in dünn besiedel-
ten Gebieten ist die Akademi Norr (Aka-
demie Nord). Hierbei handelt es sich um 
eine Kooperation von zwölf Kommunen 
in Nordschweden, in die auch die Ge-
meinde Strömsund mit ihrem Lernzen-
trum involviert ist. Akademi Norr zielt 
auf die Initiierung, Koordinierung und 
Implementierung von Hochschulpro-
grammen und -kursen, um die regionale 
Wettbewerbsfähigkeit und den Dienst-
leistungsbereich zu stärken (A  
N  2009). Durch die Etablierung die-
ser Einrichtung ist den Kommunen eine 
geeignete Basis gegeben, um in Koopera-
tion mit Universitäten gezielte Fernlern-
kurse zu entwickeln. 

Aufgrund nationaler Gesetzgebung 
sind Gemeinden dazu verp lichtet, Er-
wachsenenbildung anzubieten. In der Re-
gel werden über Komvux (schwedische 
Abkürzung für kommunale Erwachsenen-
bildung) Kurse auf Primär- und Sekun-
darstufenniveau – dazu zählen z.B. Ma-
thematik, Schwedisch und Englisch – an-
geboten. Darüber hinaus gibt es spezielle 
Schwedischkurse für Immigranten (SFI), 
die einen wichtigen Beitrag zur Integra-
tion leisten. Kommunale Weiterbildungs-
angebote sind üblicherweise kostenlos 
nutzbar. Insgesamt lässt sich feststellen, 
dass die starke Ausrichtung auf nach-
schulische Weiterbildung geeignet ist, um 
veränderten Anforderungen des Arbeits-
marktes gerecht zu werden und dringend 
benötigte Fachkräfte für die regionale 
und lokale Wirtschaft zu quali izieren. 
Dennoch zeigen sich auch im Bereich der 
Erwachsenenbildung bisher keine spe-
zi ischen Anpassungserscheinungen an 
den demogra ischen Wandel (W -

 2009). Zukünftig wird es darauf an-
kommen, noch gezielter auf die Bedürf-
nisse verschiedener Adressaten einzuge-
hen, um im Wettbewerb der Regionen 
bestehen zu können.

Fazit
Insgesamt hat sich gezeigt, dass sich die 
kommunalen Akteure durchaus der de-
mogra ischen Herausforderungen be-
wusst sind, sie jedoch keine konkreten 
Anpassungsprozesse benennen können. 

Es gibt aber schwedenweit Bemühungen, 
die Problematik in regionale Entwick-
lungsstrategien ein ließen zu lassen, was 
ein guter Ausgangspunkt ist, um zukünf-
tig stärker darauf einzugehen und ent-
sprechende Instrumente und Strategien 
zu inden. Auf lokaler Ebene gibt es schon 
einige vielversprechende Ansätze. Ein 
einfach zu verwirklichendes Beispiel ist 
die kombinierte Gebäudenutzung für Kin-
der- und Altenbetreuung, die eine höhe-
re Flexibilität bezüglich der Nachfrage er-
öffnet. Genauso lohnend ist die verstärk-
te inter-kommunale Zusammenarbeit, da 
hierdurch Distanzen für die Nutzer in 
dünn besiedelten Gebieten verringert 
werden können und die jeweiligen Infra-
strukturen optimaler ausgelastet werden 
können. Zur Ausweitung des Kinderbe-
treuungsangebots tragen darüber hinaus 
Eltern-Kooperativen und Tagesmütter 
bei, die jeweils noch stärker in die kom-
munale Koordinierung einbezogen wer-
den müssten. Herausragend ist die Idee 
der Lernzentren, die das Konzept des le-
benslangen Lernens aufgreifen und bei 
der Vielfalt der kommunalen Weiterbil-
dungsangebote im Erwachsenenbereich 
ein hilfreicher Partner sind. Durch sie 
werden zusätzlich die Anforderungen des 
regionalen Arbeitsmarkts integriert, so 
dass die Chancen zur Weiterbildung und 
Beschäftigung in dünn besiedelten Gebie-
ten steigen und damit die Attraktivität 
dieser Räume erhalten bleibt bzw. noch 
gesteigert werden kann. 
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